
Wiedergabe der Beihilfemaßnahme gemäß Art. 11 AGVO für die Alte Oper Frankfurt 
Konzert- und Kongresszentrum GmbH (Wirtschaftsplan 2020) 
 
Die Stadt Frankfurt am Main gewährt der Alte Oper Frankfurt Konzert- und Kongresszentrum 
GmbH (AOF) eine finanzielle Förderung für deren Tätigkeit auf dem Gebiet der Kunst und 
des kulturellen Erbes.  
 
Nach den Vorgaben ihres Gesellschaftsvertrages geht die AOF diesen Tätigkeiten  durch 
Betrieb und Unterhaltung der Alten Oper Frankfurt nach. Dazu veranstaltet und ermöglicht 
sie  Darbietungen künstlerischer, kultureller, wissenschaftlicher oder sozialer Art, 
insbesondere durch Konzerte und Theateraufführungen und sorgt für die bauliche Erhaltung 
des historischen Gebäudes Alte Oper. 
 
Durch Beschluss Nr. 1349 vom 16.12.2019 hat der Magistrat der Stadt Frankfurt am Main 
entschieden, der AOF für das Jahr 2020 einen Förderbetrag bis zu 7,89 Mio. € zur 
Verfügung zu stellen.  
 
Die Mittelgewährung erfolgte als von der Notifizierung freigestellte Beihilfe für Kultur und 
kulturelles Erbe nach Art. 53 der Verordnung Nr. 651/2014 (Allgemeine 
Gruppenfreistellungsverordnung/AGVO vom 17.06.2014) und auf der Grundlage des 
Wirtschaftsplans 2020 der AOF, der einen entsprechenden Jahresfehlbetrag ausweist. 
 
In diesem Wirtschaftsplan werden die voraussichtlichen Aufwendungen nach den 
Anforderungen gemäß Artikel 53 AGVO aufgeschlüsselt. Zudem werden darin 
Aufwendungen und Erträge für Tätigkeiten der AOF, die nicht dem Bereich von Kultur und 
kulturellem Erbe unterfallen und keine städtische Förderung erhalten (insbesondere 
Kongressveranstaltungen), separat ausgewiesen (Trennungsrechnung).  
 
Ziffer I der Beschlussfassung Nr. 1349 des Magistrats der Stadt Frankfurt am Main vom 
16.12.2019 lautet:  
 

„Die Stadt Frankfurt am Main stimmt der Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren      
 gemäß § 17 Abs. 6 des Gesellschaftsvertrags der Alte Oper Frankfurt Konzert- und   
Kongresszentrum GmbH zu und stimmt für  
 

 die Zustimmung zum Wirtschaftsplan 2020 mit einem Zuschussbedarf von 
7,89 Mio. € und  

 die Kenntnisnahme der Mittelfristplanung 2020 bis 2024.“ 
 
Mit Ziffer II. und III. des Beschlusses wird die Stadtkämmerei beauftragt, das Erforderliche 
zur Umsetzung des Beschlusses zu veranlassen. 
 
 
 



 
 

 
 

 

 



 
 


